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  Zu diesem Heft

COVID-19: Globale Kontroversen

In den letzten Jahrzehnten wurden todbringende Infektionskrankheiten – wie 
Tuberkulose, Malaria, Ebola und inzwischen auch HIV/AIDS – weitestge-
hend als Problem der ärmeren Länder des Globalen Südens angesehen. Die 
Gefahr einer neuen Grippepandemie mit vergleichbaren Auswirkungen wie 
die sog. Spanische Grippe (1918-1920 mit schätzungsweisen 50 Mio. Toten) 
wurde zwar in Fachkreisen befürchtet, aber auch in den Ländern des Glo-
balen Nordens nicht wirklich ernst genommen. Vor allem die HIV-AIDS-
Pandemie brachte ein wieder wachsendes Bewusstsein von den Gefahren 
hochansteckender Infektionskrankheiten mit sich. Die Weltgesundheits-
organisation (WHO) entwickelte bereits 1999 einen Infl uenza Pandemic 
Plan, der seitdem weiterentwickelt wurde. In Deutschland wurde 2005 ein 
nationaler Pandemieplan verabschiedet, der mehrmals überarbeitet und durch 
Pandemiepläne der Länder ergänzt wurde. Tatsächlich zeigte sich aber in 
der Phase der raschen Ausbreitung des Coronavirus (SARS-CoV-2), dass 
die Realität im deutschen Gesundheitswesen in einer Reihe von Bereichen 
nicht den Anforderungen der Pandemiepläne entsprach. Studien belegen 
das Erwartbare: In vielen Teilen der Welt war die Umsetzung der pandemic 
plans der WHO noch viel rudimentärer als in Deutschland.

Recht früh wurden verheerende Auswirkungen im Globalen Süden 
befürchtet, u.a. wegen mangelhafter Gesundheitssysteme und der Schwierig-
keiten, rigide Lockdown- und Abstandsmaßnahmen in Ländern mit großem 
informellem Sektor durchzusetzen. Solche Maßnahmen führten häufi g wegen 
fehlender Mittel zur Kompensation von Auswirkungen des Lockdowns zum 
Zusammenbruch lokaler Versorgungsstrukturen vor allem mit Nahrungsmit-
teln, zu gesundheitlichen Folgen durch die Vernachlässigung der Bekämpfung 
anderer Krankheiten, zu einer Verschärfung von Gewaltkonfl ikten sowie 
mittelfristig zu einer wachsenden Verschuldung. Dies hat insgesamt in 
vielen Ländern zu einer erheblichen Zunahme der Armut geführt. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass aus verschiedenen, noch nicht in allen Details ver-
standenen Ursachen die Ausbreitung von COVID-19 große regionale Unter-
schiede aufzeigt. Während Lateinamerika und Länder West- und Südasiens 
seit Beginn der Pandemie stark betroff en waren, meldete das subsaharische 
Afrika zunächst relativ niedrige Infektionsraten, während die ostasiatischen 
Länder die Pandemie relativ schnell kontrollieren konnten.
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Die Politiken zur Bewältigung der Pandemie und ihrer sozioökonomischen 
Implikationen refl ektieren die aktuellen Strukturen der Weltgesellschaft, 
gekennzeichnet vor allem durch die komplexe Interaktion der globalen, 
nationalen und lokalen Ebene vor dem Hintergrund extremer Ungleichheit 
von Ressourcen und Macht.

Dies ist auf zwei Ebenen zu sehen: Zum einen sind die Bedingungen, 
unter denen Länder des Globalen Südens auf die Pandemie reagieren müssen, 
durch postkoloniale Strukturen geprägt, die ihren Ausdruck in der ungleichen 
internationalen Arbeitsteilung und in den begrenzten Einfl ussmöglichkeiten 
in globalen Verteilungskämpfen fi nden. Es besteht ein struktureller Druck auf 
Exporte von Rohstoff en und Billiglohnprodukte. Das hat Auswirkungen auf 
die Marginalisierung großer Teile der Bevölkerung und den geringen, z.T. 
nicht vorhanden Zugang der Armen zu staatlichen Leistungen und wissen-
schaftlichem Fortschritt, u.a. im Gesundheitswesen. Selbst in den Ländern, 
die mit wachsenden, z.T. hochmodernen Sektoren als „rising economies“ 
angesehen werden, fi nden sich weiterhin Formen extremer strukturelle Hete-
rogenität, etwa in Brasilien, wie Jean Segata u.a. in diesem Heft zeigen, und 
Indien. Zum anderen ist jedoch nicht zu leugnen, dass trotz Auswirkungen 
von Abhängigkeit und Ausbeutung im Globalen Süden nationale Gesell-
schaften entstanden sind, deren spezifi sche Entwicklungen zu speziellen, in 
besonderen Konstellationen sogar positiven Auswirkungen der Coronakrise 
geführt haben. Dies zeigen Ralph Marenga und Job Shipululo Amupanda 
am Beispiel von Namibia auf.

Angesichts der hohen Kosten der konventionellen Schutzmaßnahmen 
und des Fehlens wirksamer Medikamente liegt die größte Hoff nung auf 
eine mittelfristige Kontrolle der Pandemie im Einsatz effi  zienter Vakzine in 
Impfkampagnen, die auch die marginalsten Teile der Bevölkerung erreichen 
(„Nobody is safe, until everyone is safe“). Kaum ein Slogan ist im letzten 
Jahr häufi ger verwendet worden als dieser; allerdings mit recht geringem 
Erfolg, was die konkrete Umsetzung anbelangt. Der ungleiche Zugang zu 
Impfstoff en und anderen medizinischen Maßnahmen sowie die mangelhafte 
Unterstützung für Impfkampagnen in ärmeren Ländern machen insbesondere 
die bestehenden Widersprüche zwischen Mechanismen globaler Kooperation 
und nationalstaatlicher Politik deutlich.

Angesichts der beispiellosen Herausforderungen durch COVID-19 wurde 
viel von Globaler Solidarität gesprochen. In einer breiten Allianz interna-
tionaler Akteure – von der Coalition for Epidemic Preparedness Innova-
tions (CEPI), der Global Alliance for Vaccines and Immunisation (GAVI), 
The Global Fund to Fight AIDS, Tuberculosis and Malaria (GFATM), der 
Internationalen Fazilität zum Kauf von Medikamenten (Unitaid) bis hin zur 
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International Federation of Pharmaceutical Manufacturers & Associations 
(IFPMA) – lancierte die WHO im April 2020 den sog. „Access to Covid-19-
Tools Accelerator“ mit dem Ziel, das Wissen über Zusammensetzung und 
Herstellung von Medikamenten und Impfstoff en sowie den Zugang zu ihnen 
so zu gestalten, dass niemand ausgeschlossen werden kann und keine Rivali-
täten über den Zugang entstehen, d.h. als globales öff entliches Gut. Davon 
ist in diversen Erklärungen internationaler Organisationen und prominenter 
Politiker*innen (Angela Merkel, UN-Generalsekretär Antonio Guterres) 
die Rede. Öff entliche Güter müssen allerdings durch kollektives Handeln 
bereitgestellt werden, da Knappheit und individuelle Zahlungsfähigkeit für 
den Zugang zu diesen Gütern keine Rolle spielen dürfen.

Im Juni 2020 gründeten WHO, GAVI und CEPI die Organisation COVAX 
(COVID-19 Vaccines Global Access) als Mechanismus, um jedem Land in 
der Welt einen fairen Zugang zu Impfstoff en zu garantieren. Für low-income 
countries sollten die Kosten der Impfstoff e durch reichere Länder und phil-
anthropische Organisationen teilweise übernommen werden. Das klingt gut, 
tatsächlich aber hat COVAX kontinuierlich weniger Impfstoff e als zugesagt 
erhalten. Während bezogen auf die Weltbevölkerung 56,1 % der Menschen 
inzwischen zumindest eine Dosis eines COVID-Impfstoff es erhalten hat, 
sind es in den low-income countries nur 7,2 %.

Impfnationalismus ist die Folge von Erwartungen zunächst innerhalb von 
wohlhabenden Nationalstaaten, dass die Versorgung mit Impfstoff en in der 
Verantwortung nationaler Regierungen liege. Stimmen, die auf das Eigen-
interesse an globaler Solidarität verweisen, sind präsent, haben aber keine 
Chance, sich in den nationalen Massenmedien durchzusetzen. In Ländern 
mit eigener Impfstoff entwicklung wird verlangt, dass „wir“ einen primären 
Anspruch auf „unsere“ Impfstoff e haben sollten. In vielen Ländern des 
Globalen Südens schwindet das Vertrauen in COVAX; diese Länder haben 
begonnen, im Rahmen ihrer fi nanziellen Möglichkeiten selbst um zusätz-
liche Impfdosen zu verhandeln, obwohl der WHO-Generaldirektor bereits 
am 8.1.2021 warnte, dass bilaterale Impfstoff deals zu erhöhten Preisen für 
alle führen könnten.

Die Pharmaindustrie ist aufgrund der erhaltenen Zahlungen zur Finan-
zierung der Forschung z.T. an Verträge mit Nationalstaaten gebunden; sie 
gibt sich „solidarisch“, hat zweifellos Probleme, die Impfstoff produktion 
entsprechend dem aktuellen Bedarf auszuweiten, ist aber nicht bereit, sich 
die erwarteten Gewinne durch den Verzicht auf intellektuelle Eigentums-
rechte aus der Hand nehmen zu lassen.

Als Indien und Südafrika im Oktober 2020 im Rahmen des TRIPS Coun-
cil die temporäre Außerkraftsetzung der geistigen Eigentumsrechte auf 
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COVID-19-Technologien für den Zeitraum der Pandemie forderten (einen 
sog. waiver), um so eine rasche Ausweitung der globalen Produktion von 
Impfstoff en durch Industrien in den fortgeschritteneren Staaten des Globalen 
Südens zu ermöglichen, wurde dies abgelehnt. Auf Initiative der EU wurde 
innerhalb der WHO ein politischer Prozess in Gang gesetzt, um Konfl ikte 
zwischen verschiedenen Ansätzen zur Reaktion auf pandemische Gefahren 
zu überwinden: Die WHO berief eine Sondersitzung ein (29.11.-1.12.2021), 
„um die Entwicklung einer WHO-Konvention, einer Vereinbarung oder eines 
anderen internationalen Instruments zur Pandemievorsorge und -reaktion 
zu prüfen.“

Die Beiträge dieses Heftes behandeln diese Thematik auf unterschiedlichen 
Ebenen. Der globale historische Zusammenhang extremer Auswirkungen der 
Pandemien steht im Beitrag von Jean Segata, Caetano Sordi, Juliara Borges 
Segata & Bernardo Lewgoy im Vordergrund. Dabei gehen die Autor*innen 
von der globalisierten Fleischindustrie im südbrasilianischen Bundesstaat Rio 
Grande do Sul aus. Sie führen die dort auftretenden hohen Infektionszahlen 
unmittelbar auf die unmenschlichen lokalen Arbeitsbedingungen zurück 
(extremer, aber nicht grundsätzlich anders als in Deutschland und den USA). 
Wirtschaftliche Not führte dazu, dass trotz erheblicher Krankheitssymptome 
weitergearbeitet wurde. Dies wiederum stellen die Autor*innen in den Zusam-
menhang der brasilianischen Politik, die trotz der Pandemie eine Politik der 
Deregulierung im Agrarsektor und in den Agroindustrien verfolgte – vor 
allem, weil diese aufgrund der internationalen Nachfrage gute Wachstums-
perspektiven aufwies. Sie zeigen auf, dass die „Kombination des Handelns 
von politischen und unternehmerischen Akteuren, des Sozialabbaus sowie der 
historischen Machtbeziehungen und Ungleichheiten im Zusammenspiel mit 
dem Virus ein Ambiente von Risiko und Vulnerabilität hervorbringt“. Diese 
durch das toxische Handeln des Agrobusiness hervorgerufene Situation führe 
zentrale Themen der Debatte über das Anthropozän (dem Zeitalter, in dem 
nach Paul Cruitzen und Eugene F. Stoermer die Menschheit zu einem geo-
logischen Faktor geworden ist) zusammen und wiederhole auf neue Weise 
die historischen zerstörerischen sozialen, gesundheitlichen und ökologischen 
Bedingungen, die Länder wie Brasilien seit dem kolonialen Extraktivismus bis 
hin zum Neoextraktivismus erfahren müssten. Die modernen Vorstellungen 
von Autonomie und Freiheit, wie sie in den globalen Zentren ausgelebt werden, 
sind dann aufs Engste mit der Möglichkeit der Ausbeutung von natürlichen 
Ressourcen andernorts verbunden.

Auch der Diskussionsbeitrag von Ulrike Schultz beschäftigt sich mit 
den Auswirkungen von COVID-19 in einer spezifi schen postkolonialen 
Situation. Dabei wird erschreckend deutlich, wie problematisch zentrale 
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Anordnungen von COVID-Maßnahmen (international undiff erenzierten 
Empfehlungen der WHO folgend) in einem extrem heterogenen Land wie 
Kenia sind. Im stark marginalisierten Turkana County, das direkt kaum von 
der Pandemie betroff en war, wurden durch eine neunmonatige Schließung 
der Schulen viele Kinder und Jugendliche – vor allem aus nomadisch leben-
den Familien ohne Zugang zu Medien, über die Lernmaterialien verbreitet 
wurden – um ihre Zukunft gebracht.

Alexander Brand & Hannah Sofi e Schöninger beschäftigen sich mit 
dem Thema der Impfdiplomatie; darunter verstehen sie „die Herstellung in 
anderen und die Weitergabe von Impfstoff en an andere Länder als Mittel der 
Diplomatie und Strategie in der Pandemiebekämpfung“. Sie analysieren inter-
nationale Kooperation im Spannungsfeld zwischen Egoismus und Solidarität/
Gerechtigkeit. Dabei steht Solidarität vor allem für den Schutz der „ver-
wundbarsten Menschengruppen und Gesellschaften“. Brand &  Schöninger 
untersuchen detailliert die bilaterale und multilaterale Impfdiplomatie der 
EU und der USA, Chinas, Russlands und Indiens sowie die Konzepte – und 
die diesen zugrundeliegenden institutionellen Interessen – der WHO, d.h. 
vor allem das ACT-A-Instrument (Access to COVID-19 Tools Accelerator) 
und COVAX. Dabei greifen sie auf drei außenpolitische Erklärungsansätze 
zurück: geostrategisch-wettbewerblich, präventiv-sicherheitspolitisch und 
normativ-solidarisch. Das Ergebnis ist ernüchternd; die Motivlagen für 
Impfdiplomatie seien überwiegend geostrategischer Natur, an kommerziellen 
Interessen, angestrebten Reputationszuwächsen und der Ausweitung von 
Einfl usszonen bzw. deren Zurückdrängung auf Seiten von Rivalen orientiert. 
Selbst präventiv-sicherheitspolitische Interessen „im Sinne einer Kontrolle 
des Infektionsgeschehens, auch um Virusmutationen und deren schneller 
Verbreitung zu begegnen“, spielten eher eine untergeordnete Rolle.

Um Macht und Einfl uss in den Konfl ikten um die Zielrichtung „globaler 
Kooperation“ geht es auch in dem Diskussionsbeitrag von Andreas Wulf, 
hier allerdings ausgehend von der globalen Ebene mit der Frage, welche 
Interessen bei der Initiierung dieses Diskurses im Vordergrund standen, und 
um wessen Sicherheit es beim „Versicherheitlichungsdiskurs“ eigentlich 
geht. Der Autor fasst zunächst die Diskussion um die Wende vom 20. zum 
21. Jahrhundert zusammen, die eine Schwerpunktverlagerung der Globa-
len Gesundheitspolitik von öff entlichen Gesundheitsprogrammen hin zum 
Schutz vor Infektionskrankheiten mit sich brachte. Dies geschah unter dem 
Eindruck von HIV/AIDS und aufgrund der Angst vor den auf den 11.9.2001 
folgenden Anthrax-Anschlägen sowie vor der SARS-CoV-1-Pandemie in 
den Jahren 2002/03. Vor allem ging es um die Sorgen im Globalen Norden 
vor einer raschen Verbreitung von Krankheitserregern aus dem Globalen 
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Süden in einer globalisierten Welt. Dies zeigt sich zwar nicht so sehr in den 
Statements zur Solidarität, umso mehr aber im konkreten Handeln in der 
aktuellen Pandemie. Allerdings wurden in den letzten Jahren auch Themen 
wie resiliente Gesundheitssysteme und Universal Health Coverage in die 
Diskussion über Gesundheitssicherheit einbezogen. Wulf skizziert abschlie-
ßend Perspektiven für die Post-COVID-19-Phase und hebt die Bedeutung 
von „Human Security“ hervor, die helfen könne, einen engen Health-Secu-
rity-Ansatz zu überwinden.

Schließlich gibt das von Wolfgang Hein verfasste Stichwort einen Über-
blick zur historischen und aktuellen Entwicklung von Impfstoff en und 
Impfkampagnen; auch hier zeigt sich in den Prioritäten der Impfstoff ent-
wicklung, aber auch in der zeitlichen Abfolge der Erfolge von Pocken- und 
Polioimpfungen ein eindeutiges Nord-Süd-Gefälle.

Der Beitrag von Ralph Marenga & Job Shipululo Amupanda rückt die Aus-
wirkungen der Coronapandemie in eine ganz andere Perspektive. Während 
im Allgemeinen beobachtet wird, dass die Pandemie soziale Ungerechtigkeit 
eher verstärkte, trat in Namibia das Gegenteil ein. In den 30 Jahren nach der 
Unabhängigkeit 1990 hatte sich die regierende SWAPO (South West Africa 
People’s Organisation) von ihren sozialistischen Idealen verabschiedet und 
verfolgte durchweg einen neoliberalen Kurs, um ausländische Investoren anzu-
locken. Trotz eines zwischen 1990 und 2018 steigenden Human Development 
Index nahm die Exklusion des ärmsten Teils der Bevölkerung kontinuierlich 
zu. Aktivist*innen hatten den Kampf für eine gerechte Gesellschaft zwar nie 
aufgegeben, blieben jedoch ohne Erfolg. Die Autoren untersuchen mehrere 
dieser Kämpfe und zeigen auf, wie deren Ziele in Reaktion auf COVID-19 
nun von der Regierung selbst bereits im April 2020 als Elemente eines eco-
nomic stimulus package in Angriff  genommen wurden. Sie betonen, dass der 
Staat damit seine Fähigkeit zur Umsetzung von Programmen für mehr soziale 
Gerechtigkeit unter Beweis gestellt habe. Andererseits sind sie skeptisch, ob 
diese interventionistischen Maßnahmen auch nach der Überwindung der Pan-
demie Bestand haben werden. Es sei daher eine Aufgabe der Aktivist*innen 
für soziale Gerechtigkeit, sich neu zu organisieren und zu mobilisieren, um 
die augenblickliche Konstellation zur Verankerung sozialer Gerechtigkeit auch 
in einer Wirtschaftsordnung nach COVID-19 zu nutzen.

Außerhalb des Schwerpunkts knüpft der Diskussionsbeitrag von Ana 
Cecilia Dinerstein an Ernst Blochs Begriff  der konkreten Utopie an und 
fragt nach der Möglichkeit, „andere Formen der menschlichen sozialen 
Reproduktion jenseits der Welt von Geld-Wert-Kapital zu artikulieren“. Sie 
will dabei nicht die Utopie im Rahmen des „Machbaren“ verorten, sondern 
als eine Praxis, die den Bereich des „Machbaren“ ausweite, ein Noch-Nicht 
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schaff e, das dadurch in den Horizont des Möglichen trete. Konkrete Utopien 
sind allerdings davon bedroht, vom Staat „übersetzt“ zu werden „in die 
Grammatik der Ordnung, durch politische Maßnahmen, durch Monetari-
sierung und das Gesetz“. Der Vereinnahmung durch den Staat und damit 
indirekt durch das „Globale Kapital“ entgehe konkrete Utopie durch „die 
alltäglichen Kämpfe für die Bejahung eines würdevollen Lebens von indi-
genen und nicht-indigenen, ländlich und städtisch arbeitenden Menschen 
gleichermaßen. Sie fördern Gemeinsamkeiten und ebnen den Weg für die 
Konstituierung einer globalen Pluriversalität der Widerstände“. Dinerstein 
skizziert damit Elemente einer komplexen Weltsicht, die vorab die Wechsel-
beziehungen zwischen Zentrum und Peripherie und die Auswirkungen des 
kolonialen Erbes berücksichtigt.

Die vorliegende Ausgabe, mit der wir etwas verspätet den 41. Jahrgang 
abschließen, knüpft an ein Thema an, das wir außerhalb des Schwerpunktes 
mit den Beiträgen von Melanie Müller, Kristina Dietz und Nivedita Menon 
bereits in der P  Nr. 159/160 angestoßen haben. Auch dieses Mal 
war es wieder eine Freude, mit Gastredakteur*innen zusammenzuarbeiten. 
Für den 42. Jahrgang bereiten wir Themenhefte zu den Schwerpunkten 
„DDR Postkolonial“, „Möglichkeiten und Grenzen der Weltsystemtheorie 
zum Verständnis globaler Ungleichheiten“ sowie „Internationalismus“ vor. 
Zu diesen und anderen Themen sind Beiträge sehr willkommen. Die ent-
sprechenden Calls for Papers fi nden sich auf unserer Homepage, sobald sie 
veröff entlicht werden.

Zum Abschluss des aktuellen Jahrgangs gilt unser Dank den Gutachter*in-
nen, die einmal mehr durch ihre gründliche, engagierte und kritische Arbeit 
zum Gelingen der Hefte maßgeblich beigetragen haben. Ihre Namen sind in 
alphabetischer Reihenfolge im Jahresregister aufgeführt. Ferner danken wir 
Sarah Becklake für die Korrektur der englischen Summaries.

Schließlich danken wir allen Leser*innen, Abonnent*innen sowie den 
Mitgliedern der Wissenschaftlichen Vereinigung für Entwicklungstheorie 
und Entwicklungspolitik e.V., der Herausgeberin der P . Unsere 
größtenteils ehrenamtliche Arbeit ist weiterhin von Spenden abhängig. 
Eine für die langfristige Sicherung des Projekts besonders willkommene 
Förderung stellt die Mitgliedschaft im Verein dar, in der das Abonnement 
der Zeitschrift sowie regelmäßige Informationen über die Redaktionsarbeit 
enthalten sind. Wir freuen uns aber auch über einmalige Spenden. Unsere 
Bankverbindung fi nden Sie im Impressum.

Zu guter Letzt wünschen wir Ihnen und Euch eine aufschlussreiche und 
inspirierende Lektüre und ein gutes Jahr 2022.
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